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BUNDESGERICHTSHOF 
 

BESCHLUSS 
V ZR 218/21 

vom 
 

22. September 2022 
 

in dem Rechtsstreit 
 
 
 
 
  



- 2 - 

Der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 22. September 2022 durch die 

Richterin Dr. Brückner als Vorsitzende, die Richterin Haberkamp, die Richter 

Dr. Hamdorf und Dr. Malik und die Richterin Laube 

 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in dem 

Urteil des 11. Zivilsenats des Schleswig-Holsteinischen 

Oberlandesgerichts vom 30. September 2021 wird auf Kosten des 

Beklagten als unzulässig verworfen. 

 

Der Gegenstandswert des Beschwerdeverfahrens beträgt 1.000 €. 

 

 

Gründe: 

 

I. 

 

 Die Kläger sind Miteigentümer eines bebauten Grundstücks. Das Grund-

stück ist über das Flurstück 34/61 (im Folgenden Weg E) erreichbar, das bereits 

seit dem Jahr 1969 durch die jeweiligen Bewohner des Grundstücks als Zufahrts-

weg genutzt wird. Im Jahr 2014 erfuhren die Kläger, dass der Weg E neben wei-

teren parallelen Verbindungswegen herrenlos geworden ist. 2017 wurde ein Ei-

gentümer der vormals herrenlosen Flurstücke in das Grundbuch eingetragen. 

Von diesem erwarben der Beklagte und seine Ehefrau im Jahr 2018 insgesamt 

drei Wegflächen zu Miteigentum, darunter auch den Weg E. Im Januar 2019 
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untersagte der Beklagte den Anliegern jegliche Nutzung der erworbenen Wegflä-

chen ohne schriftliche Zustimmung. Später errichtete er Verbotsschilder und ver-

sperrte die Einmündungen des Wegs E in die öffentlichen Straßen.  

 

 Die Kläger verlangen, gestützt auf ein Notwegrecht, von dem Beklagten, 

es zu unterlassen, auf dem Weg E Hindernisse zu errichten oder abzustellen, 

welche die Zufahrt zu ihrem Grundstück mit Kraftfahrzeugen unmöglich machen 

oder unzumutbar erschweren. Das Landgericht hat der Klage stattgegeben. Die 

Berufung des Beklagten hat das Oberlandesgericht zurückgewiesen. Hiergegen 

wendet sich der Beklagte mit seiner Nichtzulassungsbeschwerde, mit der er nach 

Zulassung der Revision den Antrag auf Abweisung der Klage weiterverfolgen 

möchte. Die Kläger beantragen die Zurückweisung des Rechtsmittels. 

 

 

II. 

 

 Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil der Beklagte nicht 

dargelegt und glaubhaft gemacht hat, dass der Wert der mit der Revision geltend 

zu machenden Beschwer 20.000 € übersteigt (§ 544 Abs. 2 Nr. 1 ZPO). 

 

 1. Im Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde muss der Beschwerde-

führer, um dem Revisionsgericht die Prüfung der in § 544 Abs. 2 Nr. 1 ZPO ge-

regelten Wertgrenze von 20.000 € zu ermöglichen, innerhalb laufender Begrün-

dungsfrist darlegen und gemäß § 294 ZPO glaubhaft machen, dass er mit der 

beabsichtigten Revision das Berufungsurteil in einem Umfang, der die Wert-

grenze von 20.000 € übersteigt, abändern lassen will (vgl. Senat, Beschluss vom 

19. November 2020 - V ZR 48/20, WuM 2021, 134 Rn. 4 mwN).  
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 2. Diesen Anforderungen genügt die Beschwerdebegründung nicht.  

 

 a) Die Beschwer des Beklagten bemisst sich nach der Wertminderung, die 

sein Grundstück durch die Pflicht zur Unterlassung der Errichtung von Hindernis-

sen erleidet (vgl. Senat, Beschluss vom 12. Dezember 2013 - V ZR 52/13, NZM 

2015, 99 Rn. 5). Entgegen der Auffassung des Beklagten ist sein Interesse an 

der Beseitigung der Unterlassungspflicht nicht gleich hoch zu bewerten wie das 

mit 80.000 € bewertete Interesse der Kläger an der Verurteilung. Dieses - und 

damit der Wert der Beschwer im Rechtsmittelverfahren bei einer Abweisung der 

Klage - bemisst sich nach dem Wert, den das ungehinderte Befahren für ihr 

Grundstück hat. Von diesem Interesse ist das Interesse des Beklagten an der 

Beseitigung der Verurteilung unabhängig. Beide Interessen stimmen nicht über-

ein (vgl. Senat, Beschluss vom 12. Dezember 2013 - V ZR 52/13, NZM 2015, 99 

Rn. 6). 

 

 b) Zu der maßgebenden Wertminderung seiner Grundstücke bei einer Auf-

rechterhaltung der Verurteilung trägt der Beklagte nichts vor. Er beruft sich ledig-

lich darauf, dass die Kläger vorgetragen hätten, dass er 80.000 € aus dem Ver-

kauf der erworbenen Flurstücke zu erzielen beabsichtige. Damit legt er keine 

Wertminderung dar, die seine Grundstücke erleiden, wenn er keine Hindernisse 

errichten darf. Er trägt auch keine Anhaltspunkte vor, die eine Schätzung der 

Wertminderung auf mehr als 20.000 € ermöglichen; schon der Wert der Grund-

stücke ist weder dargelegt noch glaubhaft gemacht. 
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III. 

 

 1. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO. 

 

 2. Die Festsetzung des Gegenstandswerts für das Nichtzulassungsbe-

schwerdeverfahren hat ihre Grundlage in § 3 ZPO. Maßgeblich ist die Beschwer 

des Beklagten (§ 47 Abs. 1 Satz 1 GKG; vgl. Senat, Beschluss vom 19. Feb-

ruar 2015 - V ZR 124/14, BeckRS 2015, 6133 Rn. 12), die der Senat auf allenfalls 

1.000 € schätzt. 

 

 

Brückner                                          Haberkamp                                        Hamdorf 

 

                             Malik                                                     Laube 

Vorinstanzen: 

LG Lübeck, Entscheidung vom 08.01.2021 - 17 O 35/20 -  
OLG Schleswig, Entscheidung vom 30.09.2021 - 11 U 18/21 -  
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